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Drucksache V/ 1266 


Der Bundesminister für Verkehr 

W 4 - 4 BK 66 


Bonn, den 5. Januar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rheinschiffahrt bei Hochwasser und dadurch verur- 
sachte Uferschäden 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klepsch, Dr. 
Wuermeling, Hanz (Dahlen), Josten, Dr. Kliesing (Hon- 
nef), Holkenbrink und Genossen 
- Drucksache V/1241 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die fortschreitende 
Technisierung, die auch zur Umstellung fast der gesamten Bin- 
nenschiffahrt auf Motorantrieb geführt hat, bei Hochwasser, 
insbesondere bei langanhaltendem Hochwasser, Probleme auf- 
wirft, die eine Regelung dringend erforderlich machen, und er- 
kennt sie an, daß der Welionschlag erheblidie Schäden entlang 
des gesamten Rheiniifers verursadit? 


Die Bundesregierung verfolgt aufmerksam die Entwicklung 
der Schiffahrt auf dem Rhein, die durch eine allgemeine Ver- 
kehrssteigerung seit dem Kriege, vor allem auch durch eine 
Zunahme der Anzahl der selbstfahrenden Motorgüterschiffe 
und ihrer Fahrgeschwindigkeit gekennzeichnet wird, und de- 
ren Auswirkung auf die Ufer sowie die damit zusammen- 
hängenden Probleme. Bei Hochwasser entstehen häufig Schä- 
den an den Ufergrundstücken, die nicht durch eine natürliche 
oder künstliche Befestigung geschützt sind. Die Schäden sind 
in den letzten Jahren durch die lange Dauer der Hochwasser 
und in Verbindung damit auch durch die Wirkung der Schiff- 
fahrt, soweit diese dann noch verkehrt, verstärkt worden, 
örtliche Ermittlungen haben allerdings ergeben, daß die Ufer- 
schäden oft durch eine unzweckmäßige Gestaltung tiefer ge- 
legener Geländeflächen verursacht worden sind — so, wenn 
Gemeinden in diesen Bereichen unbefestigte Wege, Blumen- 
beete u. ä. anlegen. 
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2. Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, daß die Rhein- 
sdriffahrt bei einem geringeren Pegelstand als 7,60 m bei Pe- 
gel Andernach eingestellt wird? 

Die im § 122 der Rheinschiffahrt-Polizeiverordnung (Rhein- 
SchPVO) festgelegten Hodiwassermarken sind im Jahre 1954 
von den Rheinuferstaaten und Belgien in der Zentralkom- 
mission für die Rheinschiffahrt (ZKR) beschlossen worden. Die 
Hochwassermarken an den einzelnen Pegeln des Rheins ste- 
hen in einem bestimmten Verhältnis zueinander, so daß die 
Änderung einer einzigen Marke nicht möglich ist. Eine etwaige 
Herabsetzung der Hochwassermarken müßte vielmehr einheit- 
lich auf dem ganzen Rhein oder wenigstens auf einem grö- 
ßeren Stromabschnitt gesdiehen. 

Dabei wäre aber auch darauf Rücksicht zu nehmen, daß die 
Wirtschaftlichkeit und die Wettbewerbsfähigkeit der Rhein- 
schiffahrt durch eine derartige Verkehrsbeschränkung beein- 
trächtigt würden. Es wird z. Z. geprüft, ob die Schiffahrt bei 
den Hochwassern des Rheins in den letzten Jahren Schäden 
an Uferbauwerken und Ufergrundstücken in einem Umfang 
verursacht hat, der - trotz der Rückwirkungen auf die Schiff- 
fahrt - eine Herabsetzung der Hochwassermarken als gerecht- 
fertigt erscheinen läßt. Auf jeden Fall müßten für einen sohhen 
Schritt überzeugende Gründe dargetan werden, zumal da mit 
erheblichen Widerständen von seiten der Wirtschaft und der 
Schiffahrt zu rechnen wäre. Auch müßten die der ZKR ange- 
hörenden Rheinuferstaaten zustimmen. 


3. Hält sie eine stärkere Kontrolle der Schiffahrt für möglich, da 
nachweisbar nidit alle Schiffe im mittleren Drittel des Flußes, 
wie es ab einem Pegelstand von 5,50 m Pegel Andernach vor- 
geschrieben ist, sondern z. T. in unmittelbarer Nähe der Ufer 
fahren, und gedenkt sie bei Verstößen gegen diese Vorschrift 
verstärkte Strafmaßnahmen einzuleiten? 


Die Wahrnehmung der schiffahrtpolizeilichen Vollzugsaufgaben 
auf den Bundeswasserstraßen ist im allgemeinen Aufgabe der 
Wasserschutzpolizei der Länder. Die Bundesregierung wird 
sich dafür einsetzen, daß die Einhaltung der bei Hochwasser 
geltenden Vorsciiriften, insbesondere diedes § 122RheinSchPVO, 
stärker kontrolliert wird und bei nachweisbaren Verstößen An- 
zeigen erstattet werden. Der Bundesregierung sind keine der- 
artigen Verstöße bekannt geworden, deren Behandlung durch 
die Länderjustizbehörden Anlaß gäbe, um verstärkte Straf- 
maßnahmen zu bitten. Im übrigen wird die Höchststrafe für 
Zuwiderhandlungen gegen die RheinSdiPVO mit dem in Kürze 
erwarteten Inkrafttreten des Übereinkommens vom 20. No- 
vember 1963 zur Revision der Rheinschiffahrtsakte von 1868 
von rd. 240 DM auf rd. 780 DM erhöht, also etwa verdrei- 
facht werden. 
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4. Sieht sie sidi imstande, für die durch die Schiffahrt Verursachten 
Schäden den geschädigten Bürgern sowie den geschädigten 
Gemeinden einen angemessenen Schadensersatz zu leisten? 


Es sind keine gesetzlichen Bestimmungen vorhanden, die die 
Bundesregierung zu einer Schadensersatzleistung für die durch 
die Schiffahrt verursachten Schäden verpflichten. Die Bundes- 
regierung sieht sidi daher nidit imstande, in solchen Fällen 
den geschädigten Bürgern sowie den geschädigten Gemeinden 
einen angemessenen Schadensersatz zu leisten, 


5. Ist die Bundesregierung bereit, in einem Bundeswasserstraßen- 
gesetz anzuerkennen, daß der Bund gemäß Artikel 89 GG als 
Eigentümer der Bundeswasserstraßen der umfassenden Zu- 
standshaftung unterliegt? 

Die Bundesregierung kann der Statuierung einer „umfassenden 
Zustandshaftung'' in dem Bundeswasserstraßengesetz nicht zu- 
stimmen. 

Die Zustandshaftung ist ein Begriff des Polizeirechts; er eignet 
sich dort nicht, wo die Öffentlich-reditliche Aufgabe zur In- 
standhaltung einer Sache durch Sondergesetz geregelt ist. Aus 
diesem Grunde nahm auch §20 Abs. 3 des Preußischen Polizeiver- 
waltungsgesetzes die öffentlichen Wege und Wasserläufe von 
der polizeilichen Zustandshaftung ausdrücklicti aus. Sonder- 
gesetzliche Bestimmungen für die Unterhaltung von Gewässern 
befinden sich im Wasserhaushaltsgesetz und den zu seiner 
Ausfüllung ergangenen, zum Teil voneinander abweidienden 
Landeswassergesetzen. Der z. Z. dem Deutschen Bundestag 
vorliegende Entwurf eines Bundeswasserstraßengesetzes soll 
eine einheitliche Regelung für die Schiffahrtswege des Bundes 
bringen, wobei die besonderen Eigenarten der Unterhaltung 
eines Schiffahrtweges Berücksichtigung finden. 

Der Übernahme einer „umfassenden Zustandshaftung" steht 
auch entgegen, daß der Bund weder für den Hochwasserschutz 
noch für die Reinhaltung der Bundeswasserstraßen zuständig 
ist. Beides würde aber zu einer umfassenden Zustandshaftung 
gehören. 

Die Bundesregierung verkennt indessen nicht, daß Ufergrund- 
stücke an einer Schiffahrtsstraße, zumal wenn sie so stark be- 
fahren wird wie der Rhein, in besonderem Maße dem Wellen- 
schlag durch die Schiffahrt ausgesetzt und damit auch erhöht 
gefährdet sein können. Sie hat deshalb, über das Wasserhaus- 
haltsgesetz und über Landeswassergesetze hinausgehend, in 
§ 8 Abs. 4 ihres Gesetzentwurfs eine erweiterte Unterhaltungs- 
verpflichtung des Bundes vorgesehen. Danach umfaßt die Unter- 
haltung der Bundeswasserstraße auch Arbeiten an den Ufer- 
grundstücken, die erforderlich sind, „um Schäden zu besei- 
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tigen oder zu verhüten, die durch die Schiffahrt an den Ufer- 
grundstücken entstanden sind oder entstehen können, soweit 
die Schäden den Bestand der Ufergrundstücke gefährden." 

Der für den Entwurf des Bundesv/asserstraßengesetzes feder- 
führende Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
in seiner Sitzung am 19. Oktober 1966 die einschlägigen Unter- 
lialtungsvorschriften des Entwurfs, insbesondere § 8 Abs. 4, 
bestätigt (vgl. Verkehrsausschuß-Protokoll Nr. 20). 

Georg Leber 
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